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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Im Herbst erklarte der Bundesrat den Rahmenmietvertrag der Romandie zwischen
Vermietern und Mietern fir alle welschen Kantone (ohne den deutschsprachigen Teil
des Wallis) fur allgemein verbindlich. So dirfen die von der Vermieterseite verlangten
Garantien (Mietzinsdepot, Kaution) drei Monatsmieten nicht Uberschreiten, der
Vermieter muss sofort mitteilen, wenn er etwas gegen einen Mietbewerber oder eine
-bewerberin einzuwenden hat, und er muss sich innert 30 Tagen zu von der
Mieterschaft geplanten Renovationen dussern. '

Ein erstes Treffen der nach der bundesratlichen Stellungnahme zu
Personenfreizigigkeit und Wohnungsmarkt eingesetzten Arbeitsgruppe
~Wohnungspolitischer Dialog™ fand im August statt. Die vom Vorsteher des
Bundesamtes fir Wohnungswesen (BWO) geleitete Gruppe setzt sich aus Vertretern der
Kantone Zurich, Genf, Zug, Fribourg, Waadt und Aargau sowie aus Représentanten der
Stadte Zurich, Basel, Luzern, Nyon, Wadenswil und Lugano zusammen und soll unter
Beizug von Experten in drei Sitzungen die regional unterschiedlichen wohnpolitischen
Herausforderungen und Beddlrfnisse erdrtern. In einem Ende des Berichtsjahres
erschienenen Zwischenbericht erkannte die Arbeitsgruppe, die sich aus Vertreter von
Regionen mit angespannten Wohnungsmarkten zusammensetzt, ein Auseinanderdriften
zwischen den effektiven Marktindikatoren und der selektiven und Uberspitzten
Wahrnehmung der Problematik in einigen Kreisen der Bevolkerung. Sie empfahl dem
Bundesrat denn auch, Anreiz-orientierte Massnahmen regulativen Verboten
vorzuziehen. Konkret beantragte sie der Regierung unter anderem, im Rahmen einer
zweiten RPG-Teilrevision die Foérderung des preisglinstigen Wohnungsbaus zu prifen
sowie mittels Anderung des Obligationenrechts die Transparenz auf dem
Mietwohnungsmarkt zu erhéhen. Ferner begrisste die Arbeitsgruppe die Fortfihrung
des Dialogs zur eingehenden Behandlung weiterer Themen. ?

Auf Empfehlung der Arbeitsgruppe "Wohnungspolitischer Dialog" und in Einklang mit
seiner Aussprache zum Thema Personenfreizligigkeit und Wohnungsmarkt im Frihjahr
2013 wollte der Bundesrat die Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt erhéhen. Im
Mai schickte er eine Vorlage in die Vernehmlassung, welche die Offenlegungspflicht
forderte, bzw. den Vermieter klnftig verpflichtet, mittels Formular die neue
Mieterpartei vor Vertragsabschluss Uber den Mietzins des Vormieters zu informieren.
Als weitere Massnahme zur Verhinderung starker Mietzinserhdhungen sieht die Vorlage
das Verbot von Mietzinserhéhungen aufgrund wertvermehrender oder energetischer
Verbesserungen innerhalb des ersten Mietjahres vor, fur den Fall, dass vorgesehene
Erhéhungen dem Mieter nicht bereits vor Vertragsabschluss kommuniziert wurden.
Ferner enthalt der Vernehmlassungsentwurf eine administrative Entlastung flr die
Vermieterseite, indem bei Mietzinserhéhungen und Anpassungen von Akontobetragen
flr Nebenkosten nicht mehr langer eine eigenhandige Unterschrift nétig ist und mit
einer Faksimile-Unterschrift unterzeichnet werden kann. Mit Freiburg, Genf,
Neuenburg, Nidwalden, Waadt, Zug und Zlrich kennen bereits sieben Kantone die
Offenlegungspflicht. Laut Aussagen des Bundesamts fiir Wohnungswesen (BWO) finden
90% aller Anfechtungen von Neumieten in diesen sieben Kantonen statt. Wahrend die
Vermieterorganisationen sowie FDP und SVP gegen die Massnahme opponierten - sie
vermuteten einen grossen zusatzlichen administrativen Aufwand und flrchteten
Rechtsfolgen bei unkorrekter Verwendung des Formulars - stiess sie insbesondere bei
den linken Parteien, aber auch bei CVP, EVP und BDP, sowie beim Mieterverband auf
Zustimmung. Letzterer forderte im September bei der Lancierung seiner landesweiten
Kampagne "Zahlbare Mieten fur alle" in Bern Unterstitzung flir diese Massnahme. Im
Oktober beschloss die Regierung, trotz kontroversen Stellungnahmen an der
Offenlegungspflicht festzuhalten, und gab dem zustandigen Departement die
Erarbeitung einer entsprechenden Anderung des Mietrechts in Auftrag. Die anderen
Anderungen wurden in der Vernehmlassung weniger kontrovers diskutiert.
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Raumplanung

Die Richtpléne der Kantone Freiburg und Sankt Gallen wurden vom Bundesrat unter
den Ublichen Einschrédnkungen genehmigt, derjenige Graublindens in zwei Punkten
angepasst. Damit stehen noch immer die Plane der Kantone Genf, Jura und Tessin aus. *

Im April hiess der Bundesrat den Sachplan Fruchtfolgeflaichen (FFF) gut, welcher der
Schweiz ein Mindestmass an landwirtschaftlich verwertbarem Boden erhalten will, und
setzte dazu gesamtschweizerisch einen Mindestumfang von 438'660 Hektaren, etwa
10% der gesamten Landesflache, fest. Der geforderte Umfang an FFF ist in den meisten
Kantonen bereits ausgeschieden und provisorisch gesichert. Einzig in Bern, Luzern,
Freiburg, Sankt Gallen und dem Jura ist dies noch nicht vollstandig erfolgt. °

Der Sténderat hielt an seinem Beschluss des Vorjahres fest, eine raumplanerische
Standesinitiative des Kantons Luzern als erfillt abzuschreiben. Diese fordert eine
Revision des Raumplanungsgesetzes mit dem Ziel, auch gewerbliche Aktivitaten von
Bauern in den Landwirtschaftszonen zu erlauben und die Vergrésserung von
bestehenden Wohnbauten ausserhalb von Wohnbauzonen zuzulassen. Da die erste
Forderung umgesetzt ist und die zweite mit der eingeleiteten neuen Revision des
Raumplanungsgesetzes realisiert werden soll, bendtige es diese Initiative nicht mehr.
Auf Antrag der Kantonsregierung beschloss das St. Galler Parlament die Einreichung
einer Standesinitiative, welche ebenfalls Erleichterungen fir den Ausbau von
Wohngebauden in Landwirtschaftszonen verlangt. ¢

Sowohl der National- wie auch der Standerat stimmten im Berichtsjahr einer weiteren
Anderung des RPG zu, welche die Vorschriften fiir den Abbruch und Umbau von
Bauernhiusern ausserhalb der Bauzonen lockern will. Die Anderung geht auf eine
Standesinitiative des Kantons St. Gallen zurlck, welche im 2008 eingereicht worden
war. Konkret verlangt das Geschéft, dass Eigentimer von Bauten, welche am Stichtag
vom 1.7.1972 noch landwirtschaftlich bewohnt oder genutzt wurden, Uber dieselben
baulichen Méglichkeiten von Abbruch, Wiederaufbau und Erweiterung verfugen durfen
wie die Besitzer von nichtlandwirtschaftlichen, altrechtlichen Bauten. Dies ist jedoch an
die Bedingung gekoppelt, dass Verdnderungen am Erscheinungsbild in das
Landschaftsbild passen mussen. In der Vernehmlassung stiess die Gleichstellung aller
altrechtlichen Bauten auf einhellige Zustimmung. Ahnlich klar sprach man sich fiir den
Erhalt des Landschaftsbildes aus; Bedenken wurden lediglich zum Vollzug dieser
Bestimmung gedussert. In der Vernehmlassung wurde moniert, dass durch Annahme
der Standesinitiative genannte Anpassungen in Form einer isolierten Teilrevision
vorgenommen werden miissten, obwohl eine gesamte Uberprifung der Vorschriften
zum Bauen ausserhalb der Bauzonen im Rahmen einer zweiten Teilrevision des RPG
bereits in Angriff ggnommen worden sei. Diese Bedenken teilte auch der Bundesrat in
seiner Stellungnahme zum Geschéft; er erachtete den Entwurf aber als vertretbare
Lésung, um das als dringlich eingestufte Anliegen der Standesinitiative umzusetzen. Der
Kanton St. Gallen als Urheber des Anliegens zeigte sich ebenfalls zufrieden mit dem von
der UREK-NR erarbeiteten Entwurf. Im Dezember verabschiedete der Nationalrat das
Geschaft in der Schlussabstimmung unter Opposition der Griinen und der SP mit 121 zu
53 Stimmen bei 20 Enthaltungen, darunter die komplette Fraktion der Grunliberalen.
Die kleine Kammer verabschiedete die Anderung mit 27 zu 2 Stimmen bei 15
Enthaltungen.’

Zwischen 2006 und 2011 erarbeitete der Bund in Zusammenarbeit mit Kantonen,
Stadten und Gemeinden das Raumkonzept Schweiz. Das erste ebenenlbergreifende
Konzept seiner Art, welches sich eine nachhaltige Raumentwicklung zum Ziel setzt, war
zu Beginn des Vorjahres in Konsultation geschickt worden. Die Auswertungen der um
die 200 eingegangenen Stellungnahmen wurden im April des Berichtsjahres vorgelegt.
Die Uberwiegende Mehrheit der konsultierten Kreise begrisste das Konzept. Von den im
Parlament vertretenen Parteien unterstitzten SP, CVP, FDP, die Grinen und die GLP
den Entwurf; von der SVP und der BDP gingen keine Stellungnahmen ein. Mit Ausnahme
der unklaren bis ablehnenden Haltung der Kantone St. Gallen und Freiburg stiess das
Konzept bei den verbleibenden 24 Kantonen auf Anklang. Mit dem Schweizerischen
Bauernverband (SBV), dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), Gastrosuisse und
Hotelleriesuisse, lehnten hingegen vier gewichtige nationale Wirtschaftsorganisationen
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das Raumkonzept klar ab. Economiesuisse stand dem Konzept ambivalent bis
ablehnend gegenliber. Mit Ausnahme von Aqua Viva a&usserten sich alle
stellungnehmenden nationalen Umweltorganisationen positiv zum Vorhaben. Wahrend
die Beflrworterseite explizit die tripartiten Bemuihungen zur Erarbeitung einer
gemeinsamen Raumentwicklungsstrategie hervorhob, resultierte die Kritik der
ablehnenden Stellungnehmer aus den Beflrchtungen, dass das Konzept die
Bergregionen, den Tourismus und wirtschaftliche Aspekte im Allgemeinen
vernachlassige. Der Bundesrat genehmigte das Konzept im Herbst des Berichtsjahres
nach Publikation des Anhérungsberichtes. Das Raumkonzept dient seit seiner Ubergabe
an die zustandigen Behorden als Orientierungshilfe, wobei ihm rechtlich keine
bindende Wirkung zukommt. Es halt Behdérden und Private lediglich zur freiwilligen
Zusammenarbeit an. ®

Im Herbst prasentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre raumliche
Strategie der alpin gepragten Raume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graublnden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschlage
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie fir den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
natlrlicher Ressourcen, der Starkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. ?

Mit dem 2013 an der Urne beflirworteten Raumplanungsgesetz (RPG) waren die Kantone
beauftragt worden, innert finf Jahren ihre Richtpléane zu Uberarbeiten. Bis zur
Genehmigung der kantonalen Richtplane durch den Bund sieht das Gesetz ein
Bauzonenmoratorium vor; eine neue Einzonung verlangt demnach die gleichzeitige
Auszonung einer mindestens gleich grossen Flache. Das Bundesgericht kam in seinem
Urteil zum Bauzonenmoratorium vom Oktober 2015 zum Schluss, dass den Kantonen
wenig Spielraum bleibe, um ein solches zu umgehen. Konkret hatte sich die oberste
Gerichtsinstanz mit dem Thema zu beschaftigen, weil das Freiburger Kantonsgericht im
Vorjahr die Einzonung einer grossen Parzelle bewilligt hatte und nun umstritten war, ob
das Moratorium auch fur Beschwerdefélle gelte, die vor Inkrafttreten des Gesetzes
bereits hangig waren. Das Bundesgericht vertrat die Ansicht, dass viele Kantone, der
Kanton Freiburg eingeschlossen, Uber zu grosse Bauzonen verfugten und es absehbar
sei, dass die Behorden in naher Zukunft etliche Rickzonungen beschliessen mussten,
was in der Regel teuer und schwer durchsetzbar sei. Das im Gesetz statuierte
Moratorium sei von Uberwiegendem 6ffentlichem Interesse und gelte demnach auch fur
diese Félle.

Im Mai des Folgejahres bewertete das Bundesgericht auch eine Neueinzonung ohne
entsprechende zeitgleiche Auszonung im Kanton Waadt als unzulassig. Die Waadtlander
Behdrden hatten die Neueinzonung als dringlich eingestuft - was eine Aufschiebung
der notwendigen Auszonung moglich machen wirde -, da mit einer
Unternehmensexpansion zuséatzliche Arbeitsplatze geschaffen werden kénnten. Das
Bundesgericht vertrat die Ansicht, dass Einzonungen aus diesen Grinden nicht in
jedem Fall als dringlich bewertet werden kénnen und verneinte im konkreten Fall die
Dringlichkeit. ™

Au travers de son initiative, le canton de St-Gall demande une modification de la loi
fédérale sur l'aménagement territoire (LAT) pour attribuer aux communes la
compétence en matiére d'autorisation pour des constructions de moindre importance
hors de la zone a bétir. Ce transfert de compétence permettrait de simplifier les
procédures d'autorisation de construire pour les batiments hors zones a batir et, de
ce fait, de décharger les administrations cantonales du traitement des dossiers y
relatifs. De plus, selon le canton, cela éviterait d'impliquer plusieurs organes pour
autoriser des petites constructions et installations. Il reviendrait aux cantons, le choix
de transférer cette compétence a leurs communes et la définition des projets de
construction considérés comme peu importants.

Lors de I'examen préalable, la Commission de I'environnement, de I'aménagement du
territoire et de I'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE) décide de ne pas donner
suite a l'initiative, jugeant que la sécurité du droit pourrait étre mise en péril et qu'il
faudrait garantir une application uniforme sur le territoire helvétique. La chambre des
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cantons suit I'avis de sa commission. "

Auch die Kantone Aargau, Schwyz, Uri und St. Gallen diurfen kinftig wieder
Einzonungen vornehmen, ohne zeitgleich eine entsprechende Flache auszonen zu
mussen. Im Jahr 2017 genehmigte der Bundesrat die liberarbeiteten Richtplane dieser
vier Kantone, womit auch fir sie die Ubergangsbestimmungen zum revidierten
Raumplanungsgesetz nicht langer gelten. In ihren Richtpléanen gingen die Kantone
Aargau, Schwyz und Uri von einer hohen Bevdlkerungszunahme aus, wahrend sich der
Kanton St. Gallen in seiner Richtplanung auf eine Bevolkerungsentwicklung nach dem
Szenario «mittel» stitzte. Der Bundesrat wies insbesondere den Kanton Uri an, die
Bevolkerungsentwicklung eng zu verfolgen, da die Bauzonen im Kanton bereits zum
gegebenen Zeitpunkt Uberdimensioniert waren. Sollte sich die Bevdlkerung also anhand
eines mittleren oder gar tiefen Szenarios weiterentwickeln, wirde sich die Auslastung
weiter verschlechtern und womaoglich grossere Rickzonungen notig werden. ™

Le Conseil national n'ayant pas donné suite a l'initiative cantonale st-galloise (par 88
voix contre 78), il n'y aura pas de simplification des procédures d'autorisation de
construire pour les batiments hors zones a batir. La chambre du peuple a suivi I'avis de
la CEATE-CN qui, comme son homologue, a évoqué le risque d'une application non
uniforme du droit et souligné le manque de clarté relatif & la notion de "constructions
et d'installations de peu d'importance". Ainsi, la Commission a refusé, par 16 voix
contre 7, la demande du canton de St-Gall, méme si une minorité voulait y donner suite.
Rejetée par les deux conseils, I'initiative cantonale est donc liquidée. *

Im Jahr 2018 genehmigte der Bundesrat Richtplananpassungen von insgesamt sechs
Kantonen. Nachdem in den drei vergangenen Jahren bereits neun Kantone ihre
Richtplane angepasst hatten und somit von den mit der Revision des
Raumplanungsrechts in Kraft getretenen Ubergangsbestimmungen befreit worden
waren, entfiel neu auch fir die Kantone Nidwalden, Waadt, Appenzell Innerrhoden,
Thurgau, Appenzell Ausserrhoden und Solothurn die Pflicht, bei kiunftigen
Einzonungen zeitgleich eine entsprechende Flache kompensieren zu mussen.

In ihren Richtplénen gingen die Kantone Appenzell Ausserrhoden, Solothurn, Thurgau
und Waadt von einer Bevolkerungsentwicklung aus, die unterhalb des Szenario «Hoch»
des BFS aus dem Jahr 2015 zu liegen kommt. Auf der anderen Seite planten die Kantone
Appenzell Innerrhoden und Nidwalden ihren Bauzonenbedarf der néachsten Jahre unter
Annahme des hohen Bevolkerungsszenarios. Appenzell Innerrhoden plante gar in zwei
Varianten; neben dem Szenario «Hoch» des BFS prasentierte der Kanton ein noch
hdheres Wachstumsszenario. Der Bundesrat erinnerte den Kanton in seiner Antwort auf
den Richtplan daran, dass ein grosseres Siedlungsgebiet erst dann beansprucht werden
durfe, wenn das vorhergesagte Szenario auch tatsachlich eintrifft. Die Kantone
Nidwalden und Solothurn kénnen ihren Bauzonenbedarf fir die nachsten 15 Jahre
voraussichtlich mit bestehenden Zonen abdecken. In den Kantonen Thurgau und Waadt
konnten fallweise Einzonungen notig werden. Auch auf das Bevoélkerungsszenario
«Hoch» des BFS (2015) gestltzt wird der Kanton Appenzell Innerrhoden seine
bestehenden Bauzonen in den nachsten 15 Jahren wohl nicht auslasten (96.6%). Mit
dem angepassten Richtplan beauftragte der Kanton deswegen die Gemeinden, wo nétig
Auszonungen zu prufen. Ferner besteht fur den Kanton bei neuen Einzonungen nach
wie vor eine Kompensationspflicht. Auch der Kanton Appenzell Ausserrhoden wird mit
dem von ihm gewahlten Szenario «Mittel-Plus» seine bestehenden Bauzonen nicht
génzlich auslasten (99.2%), weswegen auch dort Auszonungen notwendig werden
kénnten. ™

In Erfullung des Postulats Héche (sp, JU), das einen Bericht liber die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der landlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplatze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewahlten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und landliche Raume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen landliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
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solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes fur die
landlichen Rdume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Héche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung fur landliche Raume
und Berggebiete im Vergleich zu stadtischeren Gebieten gebe. Ferner wirden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt fir die Entwicklung
der Berggebiete und landlichen Raume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen.

Bodenrecht

Im Anschluss an eine 1993 eingereichte Standesinitiative des Kantons Genf, welche die
ersatzlose Abschaffung der von 1983 datierenden «Lex Friedrich» forderte, sowie als
Antwort auf parlamentarische Vorstosse, prasentierte der Bundesrat eine Teilrevision
der «Lex Friedrich». Der Vorentwurf war in der Vernehmlassung gut aufgenommen
worden. Die Kantone - allen voran Berg- und Tourismuskantone - sprachen sich fast
ausnahmslos fur eine Lockerung der «lLex Friedrich» aus. Luzern lehnte die
vorgeschlagene Revision jedoch mit den Argumenten ab, die Vorlage werde den
Uberfremdungséngsten des Volkes nicht gerecht und kénnte (iberdies zu einer
Verteuerung des Produktionsstandortes Schweiz fluhren. St. Gallen forderte eine
restriktivere Bewilligungspraxis als vom Bundesrat vorgeschlagen. Von den grossen
Parteien sprachen sich nur die SP einschrénkend aus, indem sie flankierende
Massnahmen gegen die Bodenspekulation forderte; die SD wies als einzige Partei das
Vorhaben ganz zuriick. Die Teilrevision sieht eine kontrollierte Offnung des
Immobilienmarktes vor. Gleichzeitig soll das schweizerische Recht den internationalen
Verpflichtungen angepasst werden. Auslanderinnen und Auslander sollen Schweizer
Boden frei erwerben kénnen, wenn sie hier wohnen oder wahrend insgesamt flnf
Jahren in der Schweiz gewohnt haben; bisher galt dies nur fir Auslander mit
Niederlassungsbewilligung. Keine Bewilligungspflicht ist fir den Erwerb von
Grundstlicken vorgesehen, welche der wirtschaftlichen Tatigkeit von Unternehmen
dienen. Kontingentiert und bewilligungspflichtig fir im Ausland wohnende Personen
bleiben jedoch weiterhin der Grundstlickerwerb zum Zweck der blossen Kapitalanlage
und des gewerbsmassigen Immobilienhandels sowie der Erwerb von Ferienwohnungen.
Diese Bestimmungen sollen aus Grinden der Rechtsgleichheit neu auch fur
Auslandschweizer gelten. Eine Standesinitiative des Kantons Tessin, welche in die
gleiche Richtung zielte wie der Vorschlag des Bundesrates (94.300), wurde von den
Raten als erflllt abgeschrieben.

Nach dem Nein vom 25. Juni verlangten verschiedene Vorstdsse unter Federfihrung
der welschen Kantone eine Kantonalisierung der Lex Friedrich. Sukkurs erhielten sie
vom Standerat. Dieser Uberwies in der Wintersession mit 20 zu 17 bzw. mit 17 zu 13
Stimmen eine Motion Martin (fdp, VD) (95.3373) und eine Motion seiner
Rechtskommission (95.3386), die verlangten, dass die Kantone kilnftig in eigener
Kompetenz Uber Beschrankungen im Immobilienhandel entscheiden kénnen. Der
Bundesrat stellte kurzfristig eine Umlenkung von 300 bis 400 Bewilligungen fur
Ferienhauser fur Kantone mit grosser auslandischer Nachfrage - wie das Wallis,
Graublnden und das Tessin - in Aussicht, da die 1'420 kontingentierten Einheiten
gegenwartig gesamtschweizerisch nur zu rund 65% ausgeschépft wirden. Eine
Erhéhung des Kontingents lehnte er ab, beauftragte aber eine Expertengruppe mit der
Umverteilung der Kontingente. Einer Kantonalisierung steht der Bundesrat jedoch
skeptisch gegentber; bereits ein Rechtsgutachten flr die Expertenkommission Fleg
hatte vor einer Kantonalisierung gewarnt, da damit die Idee eines einheitlichen
Bundesprivatrechts praktisch aufgegeben und dies unter anderem die Verhandlungen
mit der EU erschweren wuirde. In die gleiche Richtung ging auch der Nationalrat: Er
lehnte vier Motionen aus der Westschweiz (95.3358 / 95.3369 / 95.3370 / 95.3371), die
ebenfalls die Kantonalisierung der Lex Friedrich forderten, deutlich ab. Mit der
Ratsmehrheit stimmten auch Teile der Westschweizer Linken. Ende Jahr beschloss die
Westschweizer Regierungskonferenz mit Beteiligung des Tessins, Standesinitiativen flr
eine Lockerung der Lex Friedrich einzureichen. "
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1995 wurden fur den Erwerb von Grundstiicken durch Personen im Ausland 1'801
Bewilligungen erteilt, 2% weniger als im Vorjahr. Die bewilligte Preissumme nahm mit
CHF 2'419 Mio. jedoch um rund CHF 400Mio. zu. Die meisten Bewilligungen erhielt der
Kanton Wallis (408), gefolgt vom Tessin (274) und der Waadt (228). Die Zahl der
tatsachlich erfolgten Erwerbe durch Auslander war etwas hoher als 1994, es wurden
1'273 (1994: 1'216) Handénderungen ins Grundbuch eingetragen. 298 Objekte (1994: 343)
wurden von Schweizern zurtckgekauft. Insgesamt kam es zu einem Nettozuwachs an
ausléndischem Grundeigentum von 95 Hektaren (1994: 63 ha). Weiterhin stammten die
meisten Erwerber aus dem EU-Raum. ™

Rund ein halbes Jahr nach der Abstimmung Uber eine liberalisierte Lex Friedrich, bei
der die zustimmenden franzdsischsprachigen Kantone und das Tessin in die Minderheit
versetzt wurden, reichten die Kantone Genf (96.304), Waadt (96.301), Wallis (96.303)
und Neuenburg (96.307) gleichlautende Standesinitiativen zur Lockerung der Lex
Friedrich ein. Geméss dem |Initiativtext ist der Erwerb von Grundsticken fur
gewerbliche Zwecke durch Personen im Ausland von der Bewilligungspflicht zu
befreien, und fur Ferienwohnungen sollen die Kantone zusatzliche Reservekontingente
beanspruchen kénnen. "

Der Nationalrat gab flinf Standesinitiativen der Kantone Waadt (96.301), Wallis (96.303),
Neuenburg (96.307), Genf (96.304) und Tessin (96.327), die eine Kantonalisierung der
Bewilligungsvorschriften beim Grundstiickserwerb von Auslandern sowie hohere
Kontingente flr den Erwerb von Ferienwohnungen fur Tourismusregionen forderten,
keine Folge. Er folgte damit dem Bundesrat, der argumentierte, dass die Aufsplitterung
des Schweizer Wirtschaftsraumes der aktuellen weltweiten Globalisierung der
Wirtschaft zuwiderlaufe. Ausserdem sei das Anliegen der Kantone nach hdéheren
Kontingenten mit der letztjahrigen Anderung der Verordnung iiber den Erwerb von
Grundstucken durch Personen im Ausland, welche die Verteilung nicht ausgeschopfter
Kontingente auf Kantone mit erhdhtem Kontingentsbedarf zulasst, weitgehend erfullt.
Zwei Motionen Martin (fdp, VD) (95.3373) und der Rechtskommission des Standerates
(95.3386), die ebenfalls beide eine Kantonalisierung der Bewilligungspflicht forderten
und die 1995 vom Sténderat Uberwiesen worden waren, lehnte der Nationalrat ebenfalls
ab.

Entgegen der Forderung mancher Ferienorte nach héheren Kontingenten entschied der
BUndner Ferienort Arosa. Knapp sprach er sich dafur aus, dass Personen mit Wohnsitz
im Ausland in Arosa auch weiterhin kein Grundeigentum kaufen kénnen. %

Mit einer Ausnahmeregelung gab der Bundesrat seine Zustimmung zum umfangreichen
Tourismusprojekt eines agyptischen Unternehmers in Andermatt (UR). Geplant ist ein
Ferienresort mit Freizeitanlagen, Hotels und Ferienhdusern. Die Bauten unterstehen
nicht der Lex Koller, um Uri wirtschaftliche Entwicklungschancen zu bieten. In seiner
Antwort auf eine Frage Leutenegger Oberholzer (sp, BL) erklarte der Bundesrat, es seien
Sicherheitsmassnahmen eingebaut, damit der Bau des Hotels auch in zeitlicher Hinsicht
im Mittelpunkt stehe. Damit knlpfte die Regierung ihre Ausnahmeregelung an eine
Auflage, die den Verkauf der Ferienwohnungen ohne vorherige Realisierung des tbrigen
Projekts verhindern soll. ?'

Der Bundesrat empfahl die Ende 2007 von der Stiftung Helvetia Nostra eingereichte
Volksinitiative fur die Einschrankung des Baus von Ferien- und anderen
Zweitwohnungen (,Schluss mit uferlosem Bau von Zweitwohnungen!™) zur Ablehnung.
Die Forderung, dass in keiner Gemeinde der Anteil von Ferienwohnungen mehr als 20%
der Gesamtflaiche des Wohnungsbestandes betragen darf, sei fur die
Tourismusregionen viel zu restriktiv. Sie wlrde fur einen Grossteil der auf den
Fremdenverkehr ausgerichteten Gemeinden praktisch einem Baustopp gleichkommen
und damit die Bauwirtschaft ruinieren. Heute fallt die Kompetenz zur Regulierung des
Ferienwohnungsbestandes in die Kompetenz der Gemeinden. Einige Kantone
ermachtigen ihre Gemeinden ausdrucklich, im Sinne des haushalterischen Umgangs mit
dem Boden entsprechende Vorschriften zu erlassen. Gemaéass der eidgendssischen
Volkszahlung von 2000 betrug der Anteil der Zweit- oder Ferienwohnungen 11,8% des
schweizerischen Wohnungsbestandes. Dieser Wert variiert jedoch regional sehr stark
und liegt in den Tourismuskantonen Graublnden und Wallis bei 35%. In knapp einem
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Viertel aller schweizerischen Gemeinden (rund 650) Ubertrifft er die 20%-Marke; diese
befinden sich vorwiegend in den touristisch gepragten Gebieten der Kantone
Graublnden, Wallis, Tessin, Bern und Waadt. Der Bundesrat anerkennt in seiner
Stellungnahme  zur Initiative zwar, dass es raumplanerische Probleme im
Zusammenhang mit dem kaum eingeschrankten Bau von Zweitwohnungen gibt.
Konkrete Massnahmen mochte er aber wie bisher den Kantonen Uberlassen, welche
besser in der Lage seien, den lokalen Verhaltnissen angepasste Losungen zu finden. Der
Bund soll diese lediglich dazu verpflichten, sich der Problematik anzunehmen und in
ihren Richtpléanen diejenigen Gebiete zu bezeichnen, in denen besondere Massnahmen
notwendig sind, um ein ausgewogenes Verhéltnis zwischen Erst- und Zweitwohnungen
sicherzustellen. Eine entsprechende Teilrevision des Raumplanungsgesetzes hatte er als
flankierende Massnahme zur Aufhebung der ,Lex Koller™ vorgeschlagen. ??

Wohnungsbau und -eigentum

Mit Stichtag 1. Juni 1993 wurde in der Schweiz ein Leerwohnungsbestand von 29'755
Einheiten ermittelt (ohne La Chaux-de-Fonds, NE). Dies sind 7'525 Wohnungen oder ein
Drittel mehr als im Vorjahr. Mit 0,92% néahert sich die Leerwohnungsziffer erstmals seit
1978 wieder der 1 %-Marke. Der Wert von 0,56%, welcher vom Bundesrat als Indikator fur
Wohnungsnot angesehen wird, wurde ausser von Zurich und den beiden Basel nur noch
von Uri, Obwalden und den beiden Appenzell unterschritten. Dagegen sind die
Leerbestéande in den nichtdeutschsprachigen Kantonen durchschnittlich am starksten
gestiegen. An der Spitze liegen die Kantone Waadt, Tessin und Genf sowie Neuenburg
und Solothurn mit Werten deutlich Uber einem Prozent. Es sind dies jene Kantone, die
unter dem Einbruch der Konjunktur und der Rezession in der Baubranche besonders
gelitten haben. Mit 0,78% liegt der Leerwohnungsbestand in den Stadten unter dem
Landesdurchschnitt, wobei in Krisenregionen wie Genf (1,7%), Le Locle (4,6%) oder
Martigny (4,6%) Uberdurchschnittliche Werte zu verzeichnen sind. Unter dem
Gesichtspunkt der Wohnungsgrosse betrachtet, stieg der Leerbestand bei
Kleinwohnungen mit bis zu zwei Zimmern mit 29,7% Uberdurchschnittlich stark (1992:
25%), wéhrend der Anteil leerstehender Grosswohnungen mit Uber vier Zimmern
ricklaufig war. Ob sich darin lediglich die Verlagerung der Wohnungsproduktion hin zu
kleineren Wohneinheiten widerspiegelt oder auch ein gesellschaftlicher Wandel, nach
welchem junge Menschen, zum Teil aus wirtschaftlicher Notwendigkeit, langer bei ihren
Eltern wohnen bleiben, ist vorlaufig noch nicht sicher zu beantworten. #°

Der Wohnungsmarkt in der Schweiz entspannte sich weiter. Mit Stichtag 1. Juni 1994
wurde ein Leerwohnungsbestand von 39'423 Wohnungen sowie Einfamilienhauser
ermittelt. Das sind nahezu 10'000 Einheiten oder 32% mehr als im Vorjahr. Erstmals
seit 1978 liberschritt die Leerwohnungsziffer wieder die 1%-Marke: der
Leerwohnungsbestand nahm von 0,92 auf 1,2% zu. Wéahrend die Zahl der leerstehenden
Wohnungen mit finf und mehr Zimmern im Vorjahresvergleich praktisch stagnierte,
nahm die Zahl der leerstehenden Ein- und Zweizimmerwohnungen (+44%) und Drei-
und Vierzimmerwohnungen (+36%) deutlich zu. Nach Kantonen betrachtet, war die
Anzahl leerstehender Wohnungen einzig im Kanton Nidwalden leicht rlcklaufig. In allen
Ubrigen Kantonen stieg die Leerwohnungsziffer an, wobei der Kanton Wallis die grosste
absolute Zunahme zu verzeichnen hatte. Die héchsten Leerwohnungsziffern meldeten
das Tessin (2,15), Wallis (2,12) und Waadt (2,1), wédhrend Basel-Land (0,36) und Basel-
Stadt (0,33) die wenigsten leerstehenden Wohnungen registrierten. Allgemein wiesen
die Sud- und Westschweiz deutlich hohere Leerwohnungsziffern auf als die
Deutschschweiz.

Der Schweizer Wohnungsmarkt hat sich weiter deutlich entspannt und wies mit Stichtag
1. Juni 1995 einen Leerwohnungsbestand von 1,39% (1994: 1,2%) auf. Damit kam es zu
einem wachsenden Angebotsiberhang. 46'300 Miet- und Eigentumswohnungen sowie
Einfamilienhduser standen leer, 6'900 Einheiten oder 17,5% mehr als ein Jahr zuvor.
Dabei dehnte sich der Leerwohnungsbestand insbesondere bei den kleinen und
mittleren Wohnungen aus (+22%), wahrend er bei den Drei- und Vierzimmerwohnungen
um 18% und bei den grossen Wohnungen mit fiinf oder sechs und mehr Zimmern um
7% zunahm. Erstmals hatte das Bundesamt fur Statistik die leerstehenden Objekte in
die Kategorien ,zu vermieten™ und ,zu verkaufen" eingeteilt. Demnach wurden rund
drei Viertel (35'300) der leerstehenden Objekte auf dem Wohnungsmarkt zur Miete und
ein Viertel (11"000) zum Kauf angeboten. Weiterhin standen in der Westschweiz und im
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Tessin mehr Wohnungen und Hauser leer als in der Deutschschweiz. Die hdchsten
Leerwohnungsziffern wiesen die Kantone Wallis (2,69%) und Waadt (2,44%) auf,
wéhrend Baselland (0,42%) und Baselstadt (0,53%) wie im Jahr zuvor die wenigsten
leerstehenden Wohnungen registrierten. #°

Der Schweizer Wohnungsmarkt entspannte sich nochmals markant und wies mit
Stichtag 1. Juni 1996 einen Leerwohnungsbestand von 1,61% (1995: 1,39%) auf. Gemaéss
dem BFS erhoéhte sich der Leerwohnungsbestand in der Schweiz innert Jahresfrist um
17,6% auf 54'483 leerstehende Wohnungen. Dabei nahmen gegenlber 1995
insbesondere die leerstehenden Kleinwohnungen mit 1 und 2 Zimmern zu. In der
Deutschschweiz war die Zunahme leerstehender Wohnungen grosser als in der
Westschweiz und im Tessin. Die héchsten Leerwohnungsziffern wiesen am Stichtag die
Kantone Solothurn (2,94%), Wallis (2,65%) und Waadt (2,6%) auf, deutlich unter 1% lag
die Leerwohnungsziffer nur noch in den Kantonen Basel-Land (0,46%) und Basel-Stadt
(0,78%). Leicht rucklaufig war mit 21% der Anteil der Neuwohnungen am
Leerwohnungsbestand. Der Anteil der Einfamilienhduser am Leerwohnungsbestand
sank von fast 10% auf rund 8%. %

Der Schweizerische Hauseigentimerverband zeigte sich Uber das Ja des Parlaments
zum Steuerpaket befriedigt und sistierte die geplante Lancierung eigener
Volksinitiativen im Bereich des Bausparens und der Eigenmietwertbesteuerung. Die
kantonalen Finanzdirektoren hingegen lehnten die Steuerreform ab. Einen reinen
Systemwechsel hatten sie unterstutzt, nicht jedoch das nun vorliegende Modell, das
trotz Abschaffung des Eigenmietwerts weiterhin grosszigige Abzlge fur
Unterhaltskosten und Schuldzinsen erlaubt. Die entsprechenden Steuerausfélle seien
fur die Kantone nicht tragbar. In der Folge reichten die Regierungen resp. Parlamente
von Bern, Graubinden, Solothurn, Basel-Stadt, Glarus, Jura, Schaffhausen, Wallis,
Obwalden, Sankt Gallen und Waadt erstmals in der Geschichte des Bundesstaates ein
Kantonsreferendum ein. Da das Zustandekommen des Kantonsreferendums bis im
September unklar war, reichte ein links-grines Komitee ebenfalls das Referendum
gegen das Steuerpaket ein. %/

Am 16. Mai 2004 entschied das Volk Uber das Steuerpaket. Insbesondere aufgrund der
beflirchteten Einbussen bei der Wohneigentumsbesteuerung sprachen sich neben den
elf Kantonen (BS, BE, GL, GR, JU, OW, SG, SH, SO, VD, VS), welche erstmals seit 1874 das
Standesreferendum ergriffen hatten, auch neun weitere flr die Ablehnung der Vorlage
aus. Linke und Grine, welche ebenfalls das Referendum ergriffen hatten,
Gewerkschaften und der Schweizerische Mieterverband gaben die Nein-Parole heraus.
Zur BeflUrworterseite zadhlten die FDP und die SVP sowie die Wirtschafts- und
Arbeitgeberverbande und der Schweizerische Hauseigentimerverband. Auch die CVP
beflirwortete das Steuerpaket, allerdings hatten viele Kantonalsektionen die Nein-
Parole herausgegeben.

Die von der Credit Suisse veroffentlichte Studie zum Zustand des Schweizer
Immobilienmarktes 2011 verzeichnete einen trotz Wirtschaftskrise und ansteigenden
Immobilienpreisen ungebremsten Anstieg der Wohneigentumsquote. Die beiden
Hauptgrinde fur diese Entwicklung verortete die Studie zum einen in der Zuwanderung
und zum anderen in den rekordtiefen Zinsen. Gleichzeitig warnten die Okonomen vor
einer Uberhitzung des Marktes, insbesondere in den Kantonen Genf, Waadt, Tessin und
Zug. Sie hielten jedoch fest, dass sich der Trend zum Eigenheim als positiv fur die
Mieterinnen und Mieter erweise, weil ein Anstieg der Mieten nicht vor 2013 zu erwarten
sei. %

In Erflllung einer Motion Leo Muller (cvp, LU) prasentierte der Bundesrat im Marz 2016
seine Botschaft zum Bundesgesetz iiber die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstiicke, mit dem die Rickkehr zur 2011 aufgeldsten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermogen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr langer vollumfanglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
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Waadtlander Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegentber
anderen Selbstandigerwerbenden bevorzugt wirden. Zudem wurde die Beflrchtung
geaussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrisst wurde die Rickkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbande und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. *°

Nachdem der Nationalrat die Frist fur die Erflllung einer parlamentarischen Initiative
Muller (fdp, AG) mit der Forderung nach einer Harmonisierung der kantonalen
Baurechtsvorschriften dreimal verlangert hatte, schrieb er den Gesetzgebungsauftrag
in der Wintersession 2016 ab. Er tat dies auf Empfehlung seiner UREK-NR, die in einem
Bericht Uber die Fortschritte bezlglich Beitritt der Kantone zur interkantonalen
Vereinbarung vom 31. Januar 2006 Uber die Harmonisierung der Baubegriffe Auskunft
gab: Im Jahr 2010 waren sechs Kantone der Vereinbarung beigetreten, womit diese
hatte in Kraft treten kdénnen. Ende 2012 hatte die Vereinbarung elf beigetretene
Kantone gezéhlt, bis zum Zeitpunkt des Berichts (November 2016) war diese Zahl auf 16
Kantone angewachsen. Mit den Kantonen Genf, Jura, Wallis und Waadt wirden in vier
weiteren Kantonen Vorbereitungsarbeiten zum Beitritt zur Vereinbarung laufen.
Wahrend mit den Kantonen Zirich, Glarus und St. Gallen drei weitere Kantone den Weg
des autonomen Nachvollzugs der Bestimmungen gewahlt hatten, verblieben somit mit
Basel-Stadt, Appenzell Ausserrhoden und dem Tessin lediglich drei Kantone, die
keinerlei Harmonisierungsbestrebungen zeigten. Eine verfassungsrechtliche Anpassung
auf eidgendssischer Ebene sei aufgrund der betrachtlichen Fortschritte nicht mehr
ldnger angezeigt, weswegen man mit 15 zu 5 Stimmen (3 Enthaltungen) beantrage, die
Initiative abzuschreiben. Der Nationalrat kam diesem Antrag in der Wintersession 2016
diskussionslos nach. *'
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